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tisch war. Bei der Wahl des Jahres 1855
konnte sie immerhin 43 Abgeordnete im
Repräsentantenhaus platzieren. Ihr Präsi-
dentschaftskandidat gewann 1856 freilich
nur den Staat Maryland. Der Spuk verzog
sich in der Ära Abraham Lincolns.

Bei den späten Erben ist die soziale Zu-
ordnung der Tea Parties womöglich scho-
ckierender als die Welle des Hasses und der
Vorurteile: Die Bewegung rekrutiert sich
keineswegs aus der weißen Unterschicht
der Dauerarbeitslosen und der »kleinen
Leute«, die in der Krise ihr Häuschen und
womöglich ihren Job verloren. Vielmehr
berichtet der Kultur-Korrespondent der
FAZ in New York, dass die Mitglieder in der
Regel zu den »Besserverdienenden« zäh-
len, die für den Eintritt zur ersten General-
versammlung mehr als 500 Dollar auf den
Tisch zu blättern hatten. Eiferndes Spießer-
tum ist – wie wir dank der Freidemokraten
Westerwelles wissen – vom Einkommen
unabhängig. Die Extremisten aus der Mitte
der Gesellschaft gehorchen der Weisung,
die William Kristol, der prominenteste un-
ter den neo-konservativen Intellektuellen,
schon vor eineinhalb Jahrzehnten ausgege-

ben hatte: Die Republikaner, gebot er, soll-
ten den Demokraten Bill Clintons jede Zu-
sammenarbeit verweigern, ohne Kompro-
miss. Keine Spur durfte von der Bipartisan-
ship bleiben, von der die amerikanische
Außenpolitik seit dem Zweiten Weltkrieg
getragen wurde. Sie wirkte oft genug in die
Innen-, die Sozial-, die Wirtschaftspolitik
hinüber. Nun ist jede Erinnerung an die li-
berale Tradition der Partei ausgelöscht;
weggefegt das Erbe Theodore Roosevelts,
die Hinterlassenschaft Dwight D. Eisen-
howers oder Nelson Rockefellers, des frei-
heitlichen und sozial-konservativen Milli-
ardärs. Der liberale Flügel der Republika-
ner existiert nicht mehr – eine tiefgreifende
Veränderung des Landes, das sich bisher
jeder ideologischen Vorherrschaft verwei-
gert hat. Die Republikanische Partei begeg-
net Präsident Obama mit einem Wider-
stand von nahezu totaler Geschlossenheit.
Sie verdient es nicht länger, konservativ ge-
nannt zu werden. Sie ist – vielleicht neo-
konservativ. Sie ist rechts bis rechtsextrem.
Damit, wie unsere amerikanischen Freun-
de inständig hoffen, für lange Zeit nicht
mehrheitsfähig.

Die einflussreichste Theorie der poli-
tischen Gerechtigkeit, nämlich die von
John Rawls (Theory of Justice, 1971), die
bis heute Orientierungspunkt für ihre An-
hänger, aber auch für ihre Gegner geblie-
ben ist, stellt den Fairness-Begriff in einer
ganz spezifischen und auch politisch er-
giebigen Weise in den Mittelpunkt. Dem-
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nach können wir uns klarmachen, was die
Gerechtigkeit eines Institutionengefüges
ausmacht, in dem wir uns vorstellen, die
Menschen müssten über die Auswahl ei-
ner gesellschaftlich-politisch-wirtschaft-
lichen Grundstruktur (basic structure) ent-
scheiden und dabei wäre ihnen die Mög-
lichkeit genommen, ihre eigenen Interes-
senlagen stärker zu berücksichtigen als die
Interessenlagen anderer Personen. Rawls
zentrales Argument lautet: Wenn Men-
schen von ihren je persönlichen Stärken
und Schwächen abstrahieren, würden sie
sich für ein Institutionensystem entschei-
den, das zwei Bedingungen erfüllt: 1.) Glei-
che maximale Freiheiten für alle garantiert
und 2.) Ungleichheiten nur in dem Maße
zulässt, in dem diese Ungleichheiten allen,
zumal der am schlechtesten gestellten Per-
sonengruppe zugute kommen. Diese Abs-
traktion von eigenen Interessenlagen wird
von John Rawls dadurch erzwungen, dass
er eine Entscheidungssituation entwirft, in
der alles relevante, ökonomische, soziale
und psychologische Wissen verfügbar ist,
aber kein Wissen die Situation oder die Ei-
genschaften der eigenen Person betreffend.

Das Rawls’sche Konzept von
Gerechtigkeit als Fairness

Was Rawls hier versucht hat, ist, den un-
klaren Begriff der (sozialen) Gerechtigkeit
über den in seinen Augen klareren Begriff
der Fairness zu explizieren. Gerechtigkeit
wird aus Rationalität und Fairness abgelei-
tet. Das Ergebnis ist im besten Sinne sozi-
alliberal: Es betont die Autonomie des Ein-
zelnen (Separateness of Persons), indem je-
des Individuum über individuelle Rechte
und Freiheiten verfügt und die Eingriffe
anderer, zumal des Staates, in die eigene
Lebensgestaltung beschränkt. Zum Zwei-
ten werden die Früchte der Kooperation
so verteilt, dass alle davon etwas haben
und zumal die am schlechtesten gestellte
Personengruppe davon profitiert.

John Rawls verfolgte mit dieser Theo-
rie das Ziel, das normative Selbstverständ-
nis liberal und sozial verfasster westlicher
Gesellschaften herauszuarbeiten. Zu die-
sem Selbstverständnis gehört, dass die ins-
titutionelle Grundstruktur nicht lediglich
das Ergebnis von politischen Machtkämp-
fen und Mehrheitsentscheidungen ist, son-
dern von allen Bürgerinnen und Bürgern
aus einer Perspektive der Fairness befür-
wortet werden kann. In der Tat beruht die
Legitimation durch demokratische Ent-
scheidungsverfahren in Parlament und Re-
gierung auf einem tieferen Konsens, ohne
den die bloße Mehrheit nicht für das Ganze
Entscheidungen treffen kann. Der Gesell-
schaftsvertrag ist Fiktion, aber die Legiti-
mität einer politischen Ordnung hängt da-
von ab, dass sie als Ergebnis eines solchen
Vertrages verstanden werden kann. Das
Rawls’sche Modell eines solchen Vertrages
ist allerdings im Vergleich zu anderen ver-
tragstheoretischen Entwürfen der Neuzeit
hochkomplex und hochabstrakt. Er hat
eher den Charakter einer Explikation des
Gerechtigkeitsbegriffs als einer legitima-
tionsstiftenden Instanz. Rationale Akteure
– eigeninteressiert, aber, was ihren eigenen
Status angeht, uninformiert – schließen
keine Verträge. Sie sind sich zwangsläufig –
sofern rational – einig. Sie haben keine
Interessensdivergenzen und müssen keine
Verträge abschließen, um Kooperation zu
sichern. Sie kooperieren nicht. Dennoch ist
das Rawls’sche Konzept von Gerechtigkeit
als Fairness in meinen Augen diejenige po-
litische Theorie, die einer humanen Praxis
Orientierung geben kann.

Appell an die Bürgerschaft
als Ganze

Allerdings sind Modifikationen, oder wer
will, mag sagen Uminterpretationen, er-
forderlich. Die Begründung über eigen-
interessierte rationale Individuen ist schon
deswegen im schlechten Sinne akade-
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misch, weil reale Bürgerinnen und Bürger
mit diesen Kunstmenschen zu wenig ge-
mein haben. Niemand befindet sich auch
nur annähernd unter einem Schleier des
Nicht-Wissens (Vale of Ignorance) und nie-
mand ist ein rational optimierender Egoist.
Bürgerinnen und Bürger haben Hand-
lungsmotive zu denen legitimerweise die
Verbesserung ihres eigenen Wohls, aber
auch die Rücksichtnahme auf Andere, Be-
reitschaft zur Kooperation und die Sorge
um die eigene Autonomie gehören. Ge-
rechtigkeit als Fairness ist als Appell an die
Bürgerschaft als Ganze zu verstehen: Die
öffentliche Vernunft, die Art und Weise,
wie politische Gründe öffentlich abge-
wogen werden, sollten alle Menschen glei-
chermaßen im Auge haben, jeder Einzel-
ne sollte versuchen, einen unparteiischen,
eben fairen Standpunkt einzunehmen.
Dieser Standpunkt äußert sich jedoch
nicht darin, dass keine eigenen Interessen
– einzeln oder in der Gruppe, kulturelle,
soziale, politische oder ökonomische –
verfolgt werden könnten, vielmehr sollte
diese Interessenverfolgung im Rahmen ei-
ner institutionellen Grundstruktur erfol-
gen, die eine faire Form von Kooperation
und Konflikt garantiert. Es ist der gemein-
same Gerechtigkeitssinn, der diese faire
bzw. gerechte Grundstruktur aufzubauen
und aufrechtzuerhalten erlaubt. Das kon-
krete Gute, wie es sich in der spezifischen
Lebensform und den Gemeinschaftszuge-
hörigkeiten manifestiert, muss sich in eine
gerechte Grundstruktur einbetten. Diese
Einbettung erfolgt nicht lediglich durch
Sanktionen, etwa bei Gesetzesübertretun-
gen, sondern über einen gemeinsamen
Gerechtigkeitssinn. Dass die institutionel-
le Grundstruktur Kooperation erlaubt und
Fairness sichert, ist Voraussetzung dafür,
dass sich die Individuen im Einklang mit
ihr verhalten.

Fairness gegen marktradikale
Konzepte

Diese Form Fairness begründeter Gerech-
tigkeit unterscheidet sich scharf von liber-
tären bzw. marktradikalen Konzeptionen,
wonach allein die faire Konkurrenz des
Marktes im Sinne gleicher Chancen und
die allgemeine und gleiche Zugänglichkeit
von Ämtern und Positionen ausreicht, um
eine gerechte Gesellschaft zu etablieren.
Der Unterschied zwischen einem libertä-
ren und einem sozialen Verständnis von
Fairness hat zwei Aspekte: Für Libertäre ist
der Markt das Paradigma menschlicher
Interaktion. Der Staat ist bestenfalls Not-
helfer. Fairness begründete soziale Gerech-
tigkeit dagegen weist dem Staat die Rolle
einer Ordnungsmacht zu, die die Regeln
setzt, nach denen gespielt wird. Die institu-
tionelle Grundstruktur umfasst die Prinzi-
pien und die auf diesen Prinzipien beru-
henden gesetzlichen Regelungen, sowie die
Rechtssprechung und muss als Ganze si-
cherstellen, dass die Vorteile der Koopera-
tion fair, d.h. so verteilt sind, dass sie allen,
zumal dem am schlechtesten Gestellten,
zugute kommen. Der Staat hat eine Garan-
tenpflicht nicht nur für die Ausgangsbe-
dingungen, sondern auch für die Ergeb-
nisse. Der noch fundamentalere Unter-
schied besteht jedoch darin, dass es für
libertäre Fairnesskonzeptionen keine Ko-
operation gibt. Kooperation ist auf dem
Markt nicht vorgesehen und widerspricht
dem Menschenbild der libertären, wonach
es keinen Gerechtigkeitssinn und keine
Kooperationsbereitschaft gibt. Fairness ist
als normativer Begriff unterbestimmt, er
bedarf der Konkretisierung im Sinne eines
kooperativen, sozialen und institutionellen
Verständnisses. Die Gleichheit und Frei-
heit der Marktteilnehmer garantiert keine
faire, kooperative und soziale Gesellschaft.
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